SATZUNG

der

Viscom AG

Stand i.d.F. der Beschlussvorschlage zu Tagesordnungspunkt 8 der
Hauptversammlung am 31. Mai 2023



L
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1

Firma

Die Firma der Gesellschaft lautet:

Viscom AG

§2
Sitz

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hannover.

3.1

3.2

3.3

§3

Gegenstand

Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung, Herstellung und der Vertrieb von
Maschinen und Apparaten sowie zugehdriger Bauteile und Software fir die industrielle
Qualitatssicherung und Fertigungstechnik, die insbesondere auf dem Prinzip der
digitalen Bildverarbeitung und der Roéntgentechnik basieren, sowie alle damit in

Zusammenhang stehenden Geschafte.

Die Gesellschaft ist zu allen Geschaften und Malinahmen berechtigt, die zur Erreichung
des Gesellschaftszwecks dienlich sein kdnnen. Sie ist befugt, Unternehmen aller Art im
In- und Ausland zu erwerben oder sich daran zu beteiligen und Zweigniederlassungen

im In- und Ausland zu errichten.

Die Gesellschaft ist berechtigt, ihre Geschéaftstatigkeit auch durch Tochter-,
Beteiligungs- und Gemeinschaftsunternehmen auszuiiben. Sie kann ihren Betrieb ganz
oder teilweise auf verbundene Unternehmen ausgliedern oder verbundenen

Unternehmen Uberlassen.



4.1

4.2

5.1

5.2

6.1

6.2

6.3

§4

Dauer der Gesellschaft und Geschaftsjahr

Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Dauer errichtet.

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§5

Bekanntmachungen und Informationen
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschliellich im Bundesanzeiger.
Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft kdnnen mit

deren Zustimmung auch im Wege der Datenfernibertragung Gbermittelt werden.

Il
GRUNDKAPITAL UND AKTIEN

§6
Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt € 9.020.000,-- (in Worten: EURO neun

Millionen zwanzigtausend).

Das Grundkapital ist eingeteilt in 9.020.000 (in Worten: neun Millionen zwanzigtausend)
nennwertlose Stammaktien (Stuckaktien) mit einem rechnerischen Anteil am Grund-
kapital von € 1,00 je Aktie.

Der Vorstand ist ermachtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 7.
Juni 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in mehreren Teilbetragen
um insgesamt bis zu 4.500.000,00 € durch Ausgabe von insgesamt bis zu Stlick
4.500.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag
(Stuckaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhéhen (Genehmigtes Kapital
2021). Den Aktiondren ist grundsatzlich ein Bezugsrecht einzurdumen. Die neuen
Aktien kénnen auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung
Ubernommen werden, sie den Aktiondren zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist
jedoch ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionare

ein- oder mehrmalig auszuschlief3en:



(i) bei Kapitalerhdhungen gegen Bareinlagen bis zu einem rechnerischen Nennbetrag in
Hoéhe von insgesamt 902.000,00 € oder, sollte dieser Betrag niedriger sein, von
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der erstmaligen Ausibung dieser Ermachtigung
zum Bezugsrechtsausschluss bestehenden Grundkapitals (jeweils unter Anrechnung
der etwaigen Ausnutzung anderweitiger Ermachtigungen zum Ausschluss des
Bezugsrechts gemaR oder in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
sowie unter Anrechnung der Ausnutzung der Ermachtigung zum Ausschluss des
Bezugsrechts nach nachstehend Ziffer (ii)), wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien
den Borsenkurs der bereits borsennotierten Aktien gleicher Ausstattung der
Gesellschaft zum Zeitpunkt der endglltigen Festlegung des Ausgabepreises nicht
wesentlich unterschreitet;

(ii) bis zu einem rechnerischen Nennbetrag in H6he von insgesamt 902.000,00 € unter
Anrechnung der Ausnutzung der Ermachtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts
nach vorstehend Ziffer (i), wenn die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere
im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und

Beteiligungen an Unternehmen, ausgegeben werden;

(iii) soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbetrdge von dem Bezugsrecht

auszunehmen.

Eine erfolgte Anrechnung etwaiger Ausnutzungen anderweitiger Ermachtigungen zum
Ausschluss des Bezugsrechts entfallt, soweit Ermachtigungen, deren Ausiibung zu

einer Anrechnung gefiihrt haben, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden.

Der Vorstand ist erméachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelheiten der Durchfliihrung von Kapitalerh6hungen, insbesondere den Inhalt der

Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, § 6 der Satzung nach vollstandiger oder teilweiser
Durchfliihrung der Erhéhung des Grundkapitals oder nach Ablauf der Ermachtigungsfrist

anzupassen.



7.1

7.2

7.3

8.1

8.2

8.3

§7
Aktien

Die Aktien lauten auf den Inhaber.

Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und der
Erneuerungsscheine bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. Die
Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine
Mehrzahl von Aktien verbriefen (Globalaktien, Globalurkunden). Der Anspruch der
Aktionare auf Verbriefung ihrer Anteile sowie etwaiger Gewinnanteil- und

Erneuerungsscheine ist ausgeschlossen.

Bei einer Kapitalerhdhung, die im Laufe eines Geschaftsjahres durchgefuhrt wird, kann
die Gewinnbeteiligung der jungen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG vom Beginn

des Geschaftsjahres an festgesetzt werden.

1.
VERFASSUNG UND VERWALTUNG DER GESELLSCHAFT

Der Vorstand

§8
Zusammensetzung des Vorstands und Amtszeit

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Die Bestellung von

stellvertretenden Mitgliedern des Vorstands ist zulassig.

Die Bestimmung der Anzahl sowie die Bestellung der ordentlichen Vorstandsmitglieder
und der stellvertretenden Vorstandsmitglieder, der Abschluss der Anstellungsvertrage
sowie der Widerruf der Bestellung erfolgen durch den Aufsichtsrat. Ebenso kann der
Aufsichtsrat ein Mitglied des Vorstands zum Vorstandsvorsitzenden oder zum Sprecher
des Vorstandes sowie weitere Vorstandsmitglieder zu  stellvertretenden

Vorstandsvorsitzenden oder Sprechern ernennen.

Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder auf hdchstens funf Jahre. Eine
wiederholte Bestellung oder Verlangerung der Amtszeit, jeweils fir hoéchstens flinf

Jahre, ist zulassig.



§9
Geschiftsordnung des Vorstands

Der Aufsichtsrat erlasst eine Geschaftsordnung fiir den Vorstand. Der Geschéaftsverteilungsplan

bedarf seiner Zustimmung.
§10
Gesetzliche Vertretung der Gesellschaft
Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten

a) durch ein Mitglied des Vorstands, wenn ihm der Aufsichtsrat die Befugnis zur

Alleinvertretung erteilt hat;
b) durch zwei Vorstandsmitglieder;
c) durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen.

Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder allen Vorstandsmitgliedern fir Rechtsgeschafte, die das
Vorstandsmitglied im Namen der Gesellschaft mit sich als Vertreter eines Dritten abschlief3t,
Befreiung von den Beschrankungen des § 181 2. Alt. BGB erteilen. § 112 AktG bleibt unberthrt.

Die Befreiung kann jederzeit widerrufen werden.

Der Aufsichtsrat

§11
Zusammensetzung des Aufsichtsrats
11.1  Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

11.2  Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl fir einzelne der von ihr zu wéhlenden
Mitglieder oder flr den Gesamtaufsichtsrat einen kirzeren Zeitraum beschlief3t, werden
die Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung
bestellt, die Uber die Entlastung fiir das vierte Geschéaftsjahr nach dem Beginn der
Amtszeit beschlief3t. Das Jahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird hierbei nicht

mitgerechnet.

11.3  FUr Aufsichtsratsmitglieder kénnen Ersatzmitglieder gewahlt werden, die in einer bei der
Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausgeschiedener

Aufsichtsratsmitglieder treten.



11.4 Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds
gewahlt, so besteht sein Amt fir den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden
Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so erlischt sein Amt
mit Beendigung der nachsten Hauptversammlung, in der mit einer Mehrheit, die
mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst, ein neues
Aufsichtsratsmitglied gewahlt wird, spatestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des

vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds.

11.5 Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats kénnen ihr Amt durch eine an
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schriftliche

Erklarung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen.

§12
Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats

121 Der Aufsichtsrat hat die ihm durch Gesetz, Satzung und Geschaftsordnung

zugewiesenen Rechte und Pflichten.

12.2  Der Aufsichtsrat bestimmt in der Geschaftsordnung des Vorstands, welche Arten von
Geschaften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dirfen. Er kann durch

Beschluss die Geschaftsordnung des Vorstands andern.

§13
Willenserklarungen

Der Aufsichtsratsvorsitzende und, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter sind
ermachtigt, im Namen des Aufsichtsrats die erforderlichen Willenserklarungen insbesondere zur

Durchfiihrung der Beschliisse des Aufsichtsrats abzugeben und entgegenzunehmen.



§14

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats und sein Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter fur die in
§ 11 Absatz 2 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt im Anschluss an die
Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden sind, in einer ohne
besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsitzende oder sein
Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl

fur die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

§15

Geschaftsordnung und Ausschiisse

15.1  Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschéaftsordnung.

15.2  Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschisse bilden und deren Aufgaben und

Befugnisse festsetzen.

15.3  Der Aufsichtsrat und die Ausschisse kénnen sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
der Unterstlitzung sachverstandiger Personen bedienen. Sie kénnen zu ihren Sitzungen

Sachverstandige und Auskunftspersonen hinzuziehen.

§16

Einberufung

16.1  Der Aufsichtsrat soll eine Sitzung im Kalendervierteljahr und muss mindestens zwei
Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Jedes Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand
kann unter Angabe des Zwecks und der Griinde verlangen, dass der Vorsitzende des
Aufsichtsrats unverzuglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei
Wochen nach dem Verlangen einberufen werden. Wird dem Verlangen nicht
entsprochen, so kann das Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand unter Mitteilung des

Sachverhalts und der Angabe einer Tagesordnung selbst den Aufsichtsrat einberufen.

16.2 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner
Verhinderung durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich
einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung
und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fallen kann der Vorsitzende
die Frist abklirzen und miundlich, fernmuindlich, fernschriftlich, per Fax oder E-Mail

einberufen.



16.3

16.4

17.1

17.2

17.3

17.4

17.5

17.6

Mit der Einladung sind die Gegenstdnde der Tagesordnung mitzuteilen und

Beschlussvorschlage zu tUbermitteln.

Die Sitzungen des Aufsichtsrates finden in der Regel als Prasenzsitzungen statt.
Sitzungen des Aufsichtsrates kdnnen auch in Form einer Videokonferenz abgehalten
werden oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder kénnen im Wege der Video- oder
TelefonUbertragung zugeschaltet werden mit der Ma3gabe, dass in diesen Fallen auch

die Beschlussfassung im Wege der Video- bzw. Telefonkonferenz erfolgt.

§17

Beschlussfassung

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemal} eingeladen
sind und an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der

Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthalt.

Den Vorsitz flihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Der Vorsitzende bestimmt die
Reihenfolge, in der die Gegenstande der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die

Art und Reihenfolge der Abstimmungen.

Beschlisse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit

das Gesetz nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch fir Wahlen.

Ein abwesendes Aufsichtsratsmitglied kann seine schriftliche Stimmabgabe durch ein
anderes Aufsichtsratsmitglied Uberreichen lassen. Dies gilt auch fir die Abgabe der

zweiten Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats.

Die Beschlussfassung Uber einen Gegenstand der Tagesordnung, der nicht mit der
Einberufung mitgeteilt wurde, ist nur zulassig, wenn kein anwesendes
Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem
solchen Fall Gelegenheit zu geben, innerhalb einer vom Vorsitzenden festzusetzenden
angemessenen Frist der Beschlussfassung nachtraglich zu widersprechen oder ihre
Stimme schriftlich abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein

abwesendes Mitglied innerhalb der Frist widersprochen hat.

Eine Beschlussfassung durch schriftliche, fernmindliche oder fernschriftliche
Stimmabgabe, per E-Mail oder Telefax oder eine Stimmabgabe mittels sonstiger
gebrauchlicher Telekommunikationsmittel oder einer Kombination hieraus einschlief3lich
Telefon- und Videokonferenz ist zulassig, wenn sie der Vorsitzende des Aufsichtsrats

anordnet; ein Widerspruchsrecht einzelner Aufsichtsratsmitglieder hiergegen besteht
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nicht.

§18

Niederschrift

Uber die Beschliisse und Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse ist eine

Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung oder im Falle des § 17

Abséatze 5 und 6 vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen ist.

19.1

19.2

20.1

20.2

20.3

§19
Schweigepflicht

Uber vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs-
oder Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Téatigkeit bekannt geworden sind,
haben die Aufsichtsratsmitglieder Stillschweigen zu bewahren. Bei Sitzungen des
Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind, sind zur

Verschwiegenheit ausdriicklich zu verpflichten.

Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, Informationen an Dritte weiterzugehen, so hat er
dies dem Aufsichtsrat zuvor unter Bekanntgabe der Personen, an die die Information
erfolgen soll, mitzuteilen. Dem Aufsichtsrat ist vor Weitergabe der Information
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, ob die Weitergabe der Information mit dem

Absatz 1 vereinbar ist.
§20
Vergiitung des Aufsichtsrats

Ab Beginn des Geschéaftsjahres 2015 der Gesellschaft erhalt jedes Mitglied des
Aufsichtsrats fur jedes volle Geschaftsjahr seiner Zugehorigkeit zum Aufsichtsrat eine
feste Vergltung. Aufsichtsratsmitglieder, die nur wahrend eines Teils des

Geschaftsjahres dem Aufsichtsrat angehoren, erhalten die feste Vergitung zeitanteilig.

Die feste Vergutung betragt 18.000,00 € je Geschaftsjahr und Aufsichtsratsmitglied. Der
Vorsitzende des Aufsichtsrats erhdlt das Doppelte, sein Stellvertreter das
Eineinhalbfache der festen Vergitung; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Ab dem
1. Juni 2018 erhalt der Vorsitzende des Aufsichtsrats das Dreifache, sein Stellvertreter

das Eineinhalbfache der festen Vergltung; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Die Aufsichtsratsverglitung ist fallig am Tag nach der Hauptversammlung, die Uber die



204

20.5

211

21.2

21.3

214

215
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Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats fir das abgelaufene Geschaftsjahr zu

beschliel3en hat.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ferner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz der

etwa auf ihre Vergutung und Auslagen zu entrichtenden Umsatzsteuer.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser
in angemessener Hohe unterhaltene Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung fur
Organmitglieder und bestimmte Mitarbeiter (D&O-Versicherung) einbezogen, soweit

eine solche besteht. Die Pramien hierfiir entrichtet die Gesellschaft.

Die Hauptversammlung
§21
Einberufung der Hauptversammiung

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen

Wertpapierborse statt.

Der Versammlungsleiter ist ermachtigt, die vollstdndige oder teilweise Bild- und
Tonubertragung der Hauptversammlung in einer von ihm nadher zu bestimmenden
Weise zuzulassen. Die Ubertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die

Offentlichkeit uneingeschrankt Zugang hat.

Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich

vorgeschriebenen Fallen durch den Aufsichtsrat einberufen.

Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate eines jeden

Geschaftsjahres abgehalten.

Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch einmalige Bekanntmachung im
Bundesanzeiger. Die Hauptversammlung ist mindestens dreiig Tage vor dem Tage der
Versammlung einzuberufen. Die Einberufungsfrist verlangert sich um die Tage der

Anmeldefrist (§ 22 Absatz 1). Fir die Fristberechnung gilt die gesetzliche Regelung.



221

22.2

22.3

22.4

-12 -

§ 22

Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung; virtuelle Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Austibung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktionare berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden und ihre
Berechtigung nachweisen. Anmeldung und Nachweis der Berechtigung bedurfen der
Textform. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung mussen der Gesellschaft
unter der in der Einberufung hierflr mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor
der Hauptversammlung (Anmeldefrist) zugehen. Der Vorstand ist ermachtigt bzw. im
Falle der Einberufung durch den Aufsichtsrat, der Aufsichtsrat, in der Einberufung der
Hauptversammlung eine kiirzere, in Tagen zu bemessende Anmelde- und Nachweisfrist

zu bestimmen. Fir die Fristberechnung gilt die gesetzliche Regelung.

Fur die Berechtigung nach Absatz (1) reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes durch
den Letztintermediar gemal § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis muss sich auf den
gesetzlich bestimmten Stichtag beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis der

Berechtigung missen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.

Der Vorstand ist ermachtigt vorzusehen, dass Aktiondre an der Hauptversammlung
auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmachtigten teilnehmen und
samtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer
Kommunikation austuben kdnnen (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermachtigt,
Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Online-Teilnahme zu treffen. Diese

werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

Der Vorstand ist erméchtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische

22.5

Prasenz_der Aktiondre oder ihrer Bevollméachtigten am Ort der Hauptversammlung

abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Der Vorstand ist dabei auch ermachtigt,

Bestimmungen zur naheren Ausgestaltung und zum Verfahren der virtuellen

Hauptversammlung zu treffen. Die Erméchtigungen gemal diesem § 22.4 gelten fir

Hauptversammlungen, die vor dem 31. Mai 2028 stattfinden.

Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptversammlung

personlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit am Ort der

Hauptversammlung nicht mdglich oder die physische Teilnahme bzw. Anreise mit

unverhaltnismalRigem logistischem oder organisatorischem Zeit- und Kostenaufwand

verbunden, so kann es auch im Wege der Bild- und Tonubertragung teilnehmen. Im Fall

einer virtuellen Hauptversammlung dirfen die Mitglieder des Aufsichtsrats auch im

Wege der Bild- und Tonibertragung teilnehmen; dies gqilt jedoch nicht fiir den

Versammlungsleiter, sofern dieser ein Mitglied des Aufsichtsrats ist.




23.1

23.2

23.3

23.4

241

242
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§23
Stimmrecht
Jede Stlickaktie gewahrt eine Stimme.

Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmachtigte ausgelbt werden. Die Erteilung der
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmachtigung gegeniber der
Gesellschaft bedurfen, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, der Textform. Der
Widerruf der Vollmacht kann auch durch persdnlichen Zugang eines Berechtigten zur
Hauptversammlung erfolgen. Die Einzelheiten fir die Erteilung dieser Vollmachten,
ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenlber der Gesellschaft werden mit der
Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung
des Formerfordernisses bestimmt werden kann. Der Nachweis der Bevollmachtigung
kann der Gesellschaft auch auf einem in der Einberufung naher zu bestimmenden Weg

elektronischer Kommunikation tbermittelt werden.

Der Vorstand ist erméachtigt vorzusehen, dass Aktiondre auch ohne Teilnahme an der
Hauptversammlung ihre Stimme schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation
abgeben dirfen (Briefwahl). Er kann das Verfahren der Briefwahl im Einzelnen regein.
Diese Einzelheiten werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt

gemacht.

Solange Aktienurkunden nicht ausgegeben sind, werden in der Einladung zur
Hauptversammlung die Voraussetzungen bestimmt, unter denen die Aktionare ihr

Stimmrecht in der Hauptversammlung austben kénnen.

§24
Vorsitz in der Hauptversammlung

Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats berufen. Im
Falle seiner Verhinderung bestimmt er ein anderes Aufsichtsratsmitglied, das diese
Aufgabe wahrnimmt. Ist der Vorsitzende verhindert und hat er niemanden zu seinem
Vertreter bestimmt, so leitet die Hauptversammlung ein von den Anteilseignervertretern

im Aufsichtsrat gewahltes Aufsichtsratsmitglied.

Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstande sowie die Art und Form der Abstimmung. Der Vorsitzende

ist ermachtigt, das Frage- und Rederecht der Aktiondre zeitlich angemessen zu



251

25.2

253
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beschranken. Dabei soll sich der Vorsitzende davon leiten lassen, dass die

Hauptversammlung in angemessener und zumutbarer Zeit abgewickelt wird.

§25
Beschlussfassung der Hauptversammlung

Die Beschlisse der Hauptversammlung bedlrfen der einfachen Mehrheit der
abgegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorschreibt.
In den Fallen, in denen das Gesetz eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung
vertretenen Grundkapitals erfordert, gentgt, sofern nicht durch Gesetz eine gréRere
Mehrheit zwingend vorgeschrieben ist, die einfache Mehrheit des vertretenen

Grundkapitals.

Im Falle der Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen, ein Antrag als

abgelehnt.

Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht
wird, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die die hochsten
Stimmzahlen erhalten haben. Bei gleicher Stimmzahl im zweiten Wahlgang entscheidet

das Los.
§ 26

Ordentliche Hauptversammlung

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft findet innerhalb der ersten acht Monate

eines jeden Geschaftsjahres statt. Sie beschliel3t insbesondere uber folgende Gegensténde:

- die Verwendung des Bilanzgewinns;

- die Entlastung der Mitglieder des Vorstands;

- die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats;

- die Wahl des Abschlussprifers;

- die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und

- in den gesetzlich vorgesehenen Fallen ddber die Feststellung des

Jahresabschlusses.

Iv.

JAHRESABSCHLUSS, LAGEBERICHT UND VERWENDUNG DES BILANZGEWINNS
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§ 27
Jahresabschluss, Lagebericht und Verwendung des Bilanzgewinns

Nach dem Schluss des jeweiligen Geschaftsjahres hat der Vorstand innerhalb der ge-
setzlich vorgesehenen Fristen flr das vergangene Geschéaftsjahr den Jahresabschluss
und den Lagebericht aufzustellen und unverzuglich nach Aufstellung dem Aufsichtsrat
vorzulegen. Der Vorstand legt dem Aufsichtsrat zugleich den Vorschlag vor, den er der
Hauptversammlung fur die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. Der Aufsichts-

rat erteilt dem Abschlussprifer den Prifungsauftrag flir den Jahresabschluss.

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und den Lagebericht fir das vergangene
Geschaftsjahr sowie den Vorschlag des Vorstands fir die Verwendung des
Bilanzgewinns zu prifen und Uber das Ergebnis seiner Prifung schriftlich an die
Hauptversammlung zu berichten. Der Aufsichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines

Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten.

Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats Uiber das Ergebnis seiner Priifung hat der
Vorstand unverzuglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb
der gesetzlichen Fristen stattzufinden hat. Fir die Feststellung des Jahresabschlusses
gelten die gesetzlichen Vorschriften (§§ 172 ff. AktG).

Die Hauptversammlung kann in dem Beschluss Uber die Verwendung des Bi-
lanzgewinns Betrdge in Gewinnriicklagen einstellen oder als Gewinn vortragen oder

eine andere Verwendung beschlief3en.

§ 28
Schlussbestimmungen

Zu Anderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat
ermachtigt. Dies gilt auch fir die Anpassung der Satzung infolge einer Veranderung des

Grundkapitals.

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen der vorliegenden Satzung den gesetzlichen
Vorschriften nicht entsprechen oder rechtsunwirksam sein oder sollte die Satzung
unvollstandig sein, so wird hierdurch die Wirksamkeit der tUbrigen Bestimmungen nicht
berGhrt. Anstelle der mangelhaften Bestimmung bzw. zur Ausfillung der

Unvollstandigkeit ist - gegebenenfalls im Wege einer formellen Satzungsanderung -
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dasjenige zu vereinbaren, was die Grinder vereinbart hatten, wenn sie sich des

betreffenden Mangels bewusst gewesen waren.



	7.3 Bei einer Kapitalerhöhung, die im Laufe eines Geschäftsjahres durchgeführt wird, kann die Gewinnbeteiligung der jungen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG vom Beginn des Geschäftsjahres an festgesetzt werden.

